
A

B

C

D

40
4

404

404

404

40
4

40
4

404

404
404

40
4

404

404

404

404

40
4

404

404404

404

40
3

404

404

404

404
404

404

404

404

409

408

408

408

409

409

406

406

406

40
6

40
5

406

406

405

40
5

405

405

405

405

405

405

405

405

406

406

406

406

407

406407

407

407

211

14

210

209

22a

20 20a

7

8/1

8

9

215

214

216

42
7

396

15a

22

54/1

60/2

Pfa
rre

r ­ 
Utz

 ­ S
tr.

16

18

56

15

54

14

11

10

12

172

3

6 7/1

28

26

24

17

5

1957

15

14

12

220/1

218/1

12a

218

217

221

222

329

331

330

328

42
8

586

213

428

429

448

447

418

417

416

V

St2050

Lindener Straße

Pfarrer­Utz­Str.

V

V

2289 m²

2

5 5983 m²

GFZ 1,6
GRZ 0,8

GE II

TH 8,00
FH 11,003156 m²6

3191 m²8

9

3191 m²7

GFZ 1,6
GRZ 0,8

GE II

TH 8,00
FH 11,00

10

13

3705 m²14 15

16

424/2

424

423

422

421

426

212

211/2

209/1

V

V

V

419
3092 m²3

1

GFZ 1,6
GRZ 0,8

GE II

TH 8,00
FH 11,00

3392 m²4

5277 m²

3995 m²

4738 m²

Bauverbotszone

42
8

Gasleitung IA 11

20
kV

8303 m²

3673 m²

3578 m²

A1

A1

17 5486 m²

1728 m²11

12 2769 m²

19 3679 m²

GFZ 1,6
GRZ 0,8

GE II

TH 8,00
FH 11,00

4227 m²21

211/1

20
kV

211/3

Fläche f.
Pumpwerk

424/1

428

420

A3

A2

A2St2050

Sichtdreieck 10m
 x 85m

/200m

20 3505 m²

9592 m²18
GFZ 1,6
GRZ 0,8

GE II

TH 8,00
FH 11,00

GFZ 1,6
GRZ 0,8

GE II

TH 8,00
FH 11,00

59/53

60/48

67/56
66/51

64/42

63/51

60/52
63/53

59/54

GE

Geschossflächenzahl

Grundflächenzahl

GFZ 1,6

GRZ 0,8

Zahl der Vollgeschosse als Höchstgrenze:
z.B. 2 VollgeschosseII

TH 8,00 Traufhöhe in Metern als Höchstgrenze

Firsthöhe in Metern als HöchstgrenzeFH 11,00

O offene Bauweise gem. §22 Abs. 2 BauNVO

Baugrenze

Straßenbegrenzunglinie

öffentliche Verkehrsfläche: Fahrbahn

öffentliche Verkehrsfläche: Gehweg

Art der Nutzung: Gewerbegebiet gem. § 8 BauNVO
(Näheres vergleiche Ziff. D2.1 des Satzungstextes)

B. Festsetzungen durch Planzeichen ­ Teilbereich A

Versorgungsleitung unterirdisch

Zweckbestimmung Gas

Zweckbestimmung Elektrizität

öffentliche Grünfläche mit Zweckbestimmung

A1

private Grünfläche mit Zweckbestimmung
innere Ortsrandeingrünung bzw. Gestaltungsgrün;
(die Festsetzungen gem. Ziff. D8.2)

Umgrenzung von Flächen oder Maßnahme zum Schutz,
zur Pflege und zur Entwicklung der Landschaft (mit Pflege­ 
und Bewirtschaftsmaßnahmen gem. Ziff. D8.3 bis D8.6, D8.8)

Verkehrs­/ StraßenbegleitgrünV

zu pflanzende großkronige Bäume (ohne Standortfestlegung)
beidseitig der öffentlichen Erschließung: Standort nur aufgrund
geplanter Grundstückserschließung veränderbar

zu pflanzende kleinkronige Bäume (ohne Standortfestlegung)
beidseitig der öffentlichen Erschließung: Standort nur aufgrund
geplanter Grundstückserschließung veränderbar

Baum­ und Strauchpflanzungen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplans

Bauverbotszone (20m vom Fahrbahnrand St2050)

Messzahl in Metern

A3

öffentliche Grünflächen mit Pflanzgebot
Ausgleichsmaßnahmen A1­A3 für Eingriffe in Natur und
Landschaft zum Ausgleich für die Versiegelungen im 
Gewerbegebiet Planzeichnung A

E4 E7

Versorgungsleitung oberirdisch

Gehölzbestand

Schutzzonenbereich 20kV­Leitung oberirdisch
(beiderseits jeweils 5m)

Sichtdreieck nach Maßgabe EAE 85 200m/85m

Flurstücksnummer; z.B. 422422

StraßenbezeichnungLindener Straße

bestehende Grundstücksgrenze

C. Hinweise durch Planzeichen ­ Teilbereich A

Fläche für Abwasserbeseitigungsanlagen

Zweckbestimmung Abwasser

4000m²2

bestehende Höhenlinie (in m ü. NN)402

vorgeschlagene Grundstückszufahrt

zu entfernende Baäume/ Strauchgruppen im Zuge
der Baumaßnahme

vorgeschlagene Grundstücksgrenze;
Parzellennr.            Grundstücksgröße

vorgeschlagene Firstrichtung

immissionswirksamer, flächenbezogener Schall­Leistungspegel
L"w tags/nachts in dB(A)/m²

64/42

Ersatzmaßnahmen E4­E7 für Eingriffe in Natur und
Landschaft zum Ausgleich für die Versiegelungen im 
Gewerbegebiet Planzeichung B, C + D

Architekt
Dipl.­Ing. Manfred M. Baierl
Bürgermeister­Stocker­Ring 38
86529 Schrobenhausen
Tel. 08252­810631/ Fax. 08252­810633
info@baierl­architektur.de

Landschaftsarchitekt BDLA
Dipl.­Ing. Thomas Mutter
Riederhüttenweg 16
86529 Schrobenhausen
Tel. 08252­889432/ Fax: 08252­889433
buero.mutter@neusob.de

Gemeinde Langenmosen
1. Bgm. Thomas Hümbs
Herzoganger 1
86529 Schrobenhausen
Tel. 08252­89510/ Fax: 08252­895150
poststelle@vgem­sob.de

Übersichtsplan M 1:25000

Lageplan M 1:5000 ­ Teilbereich A

A. Planzeichnung M 1:1000 ­ Teilbereich A Präambel

Die Gemeinde Langenmosen erläßt aufgrund
der §2 Abs. 1 Satz 1 und des §10 des Baugesetzbuches – BauGB – in der Fassung vom 27.08.1997 (BGBl I S. 2141),
des Art. 3 des Bayerischen Naturschutzgesetzes – BayNatSchG – (BayRS 791­1­U),
des Art. 91 der Bayerischen Bauordnung – BayBO – vom 04.08.1997 (GVBl. S. 433) und
des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern – GO – (BayRS 2020­1­1­l)
folgenden 

                      BEBAUUNGSPLAN
                      FÜR DAS GEWERBEGEBIET
                      „LANGENMOSEN­HÖHENBERG“ 

als Satzung.
Mit Rechtskraft des Bebauungsplanes „Langenmosen­Höhenberg“ erlischt die Rechtskraft 
des bestehenden Bebauungsplanes „Langenmosen Ost“ vom 13.05.88.
Die bestehenden Gebäude im Geltungsbereich haben Bestandsschutz.

1.Inhalt des Bebauungsplanes

D. Festsetzungen durch Text

2.Art der Baulichen Nutzung
2.1  Das Baugebiet ist nach § 8 der Baunutzungsverordnung als 
   Gewerbegebiet festgesetzt.
2.2  Es kann eine Wohnung für den Betriebsinhaber bzw. den Betriebsleiter,
   die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und 
   Baumasse untergeordnet ist, zugelassen werden. Ausnahmsweise können 
   Wohnungen für Aufsichts­ und Bereitschaftspersonal im Einzelfall zugelassen 
   werden. Wohnungen dürfen erst dann erstellt werden, wenn der dazugehörige 
   Gewerbebetrieb errichtet worden ist, oder gleichzeitig errichtet wird. 
   Die übrigen Ausnahmen des §8 Abs. 3 BauNVO werden nicht Bestandteil 
   dieses Planes.
2.3  Lärm­, geruchs­ und abwasserintensive Gewerbebetriebe sind nicht zulässig.
   Betriebe mit Nachtarbeit (22.00 Uhr bis 6.00 Uhr) sind nur insoweit zulässig, wenn
   sie die gesetzlich erforderlichen Lärmschutzgrenzwerte nicht überschreiten.

3.Maß der baulichen Nutzung

4.Bauweise

Die in der Bebauungsplanzeichnung angegebene Grundflächenzahl GRZ 0,8
und Geschossflächenzahl GFZ 1,6 darf nicht überschritten werden. 

4.1 Im Planbereich gilt gemäß §22 Abs. 2 BauNVO die offene Bauweise.
4.2 Es können größere oder kleinere Grundstückseinheiten gebildet werden.
   Zur Bildung eines zusammenhängenden Bauraumes sind die Baugrenzen
   an den neugebildeten Grundstücksgrenzen zu verwirklichen.  Die gesetzlichen
   Abstandsflächen sind in jedem Fall einzuhalten. Gebäude sind nur innerhalb
   der Baugrenzen (Ausnahme D7.4) zulässig.
4.3 Als maximale Trauf­ (TH) und Firsthöhen (FH) über dem
   Bezugspunkt (=OK Gelände) werden festgesetzt:
         Gewerbliche Gebäude: TH = 8,00 m, FH = 11,00 m
         Wohngebäude (II):  TH = 6,25 m, FH = 9,25 m
         Wohngebäude (I + ausbaubarem Dachgeschoss): TH = 4,00
   Die zulässigen Höhen dürfen ausnahmsweise in begründeten Fällen durch
   untergeordnete Gebäudeteile überschritten werden.
   Die Oberkante des fertigen Fußbodens (OK FFB) darf max. 0,50m über der,
   dem Gebäude am nächsten liegenden Straßenoberkante liegen.
   In Ausnahmefällen werden die Höhen von der Kreisverwaltungsbehörde im 
   Einvernehmen mit der Gemeinde festgesetzt.
   Mit den Bauanträgen sind Pläne vorzulegen, in denen die genaue Höhenlage
   der Gebäude, sowie das bisherige und zukünftige Gelände ersichtlich sind.
4.4 Aufschüttungen und Abgrabungen sind nicht zulässig. Ausnahmen für 
   Geländeauffüllungen bis max. Straßenniveau sind dann zulässig, wenn 
   das natürliche Gelände tiefer liegt als das angrenzende Straßenniveau. 
   Die Auffüllungen sind zu den Grundstücksgrenzen hin auszugleichen.
4.5 Eine Versiegelung der Geländeoberfläche ist soweit wie möglich zu vermeiden.
4.6 Keller sind wegen möglicher Schichtwasseraustritte wasserdicht zu errichten.

5.Gestaltung der Gebäude, Werbeanlagen
5.1 Dachform:
   Für Betriebs­ und Wohngebäude sind geneigte und Tonnendächer zulässig. 
   Bis zu 25% der projezierten Gesamtdachfläche sind als Flachdach zulässig. 
   Eine Begrünung der Flachdächer ist anzustreben.
   Dachgauben zur Belichtung der Dachräume sind nur bei Wohngebäuden 
   (I + ausbaubarem Dachgeschoss) und ab einer Dachneigung von 35° zulässig.
5.2 Dachneigung:
   Betriebsgebäude und Nebengebäude bis 25°
   Wohngebäude 15° bis 45°
5.3 Dachdeckung:
   Die Dachflächen sind in rotem oder rotbraunem Material auszuführen; 
   ausnahmsweise in Titanzinkblech (braun vorbewittert z.B. Antrazink).
5.4 Alle Gebäude sind mit Außenputz zu versehen. Auffallend gemusterter 
   oder grobkörniger Putz ist nicht zugelassen. Die Verkleidung von Fassaden 
   mit Wandplatten, sowie nichtglänzenden Metallverkleidungen ist zulässig. 
   Eine Fassadengestaltung mit senkrechter überlukter Holzschalung ist zulässig.
   Die Ausführung der Fassadenfläche als Aluminium­/ Stahl­/ Holz­  
   Glaskonstruktion ist zulässig. Die Verwendung von grellen Farben ist unzulässig.
5.5 Giebelbreiten über 25 m sind unzulässig. Werden mehrere Giebel 
   zusammengebaut, so ist die Fassade jeweils am Schnittpunkt der Giebel 
   in der gesamten Wandhöhe zu gliedern. 
5.6 Werbeanlagen in Form von grellen Leuchtreklamen sind nicht erlaubt.

7.Stellplätze, Garagen, Carports und 
   Gemeinschaftsanlagen, Nebenanlagen

6.Einfriedungen, Stützmauern
6.1 In den gewerblichen Bauflächen sind Einfriedungen bis 1,60m Höhe über 
   endgültigem Gelände als Maschendraht­ oder  Metallgitterzaun zulässig. 
   Sie sind an der zur Erschließung gewandten Grundstücksgrenze um 1,50 m in 
   das Grundstück einzurücken. Der entstehende 1,50 m breite Grünstreifen ist 
   dauerhaft mit Sträuchern gem. der Pflanzliste 8.9f zu begrünen.
6.2 Zaunsockel aus Beton oder ähnlichen Materialien (z.B. Betonrandplatten) 
   dürfen nicht über die natürliche Geländeoberfläche herausragen.
6.3 Zwischen Einfahrtstor und öffentlicher Verkehrsfläche ist ein 
   Mindestabstand von 5,00 m einzuhalten. 
6.4 Stützmauern mit einer sichtbaren Höhe von mehr als 0,50 m sind nur 
   innerhalb der Baugrenzen zulässig.

7.1 Garagen dürfen nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche 
   errichtet werden.
7.2 Soweit eine Versiegelung nicht nach anderen Rechtsvorschriften notwendig 
   ist, sind Stellplätze nur in wasserdurchlässiger Ausführung (z.B. Pflaster 
   mit 30% Fugenanteil, Rasensteine, Schotterrasen o. ä.) zulässig.
7.3 Stellplätze sind wie folgt einzugrünen: Je angefangene 4 Stellplätze ist 
   ein Laubbaum gem. der Pflanzliste 8.9a zu pflanzen, der die Stellplätze 
   gliedert. Die offenen Baumscheiben mit je einer Mindestfläche von 10m² 
   sind dauerhaft mit Sträuchern gem. der Pflanzliste 8.9f zu begrünen.
7.4 Nebenanlagen und Stellplätze sind auch außerhalb der Baugrenzen 
   bis zu einer Grundfläche von 8,0 m² pro Parzelle und einer Wandhöhe 
   bis 2,3m mit Sattel­ und Pultdach zulässig.

8.Bodenschutz, Grünordnung
   (Grünfläche, erhaltenswerter Baumbestand):

8.1 Pflanzgebot
   Die durch Planzeichen oder Textfestsetzungen vorgeschriebenen 
   Gehölzpflanzungen sind bis spätestens 1 Jahr nach Bauvollendung zu 
   pflanzen. Den Bauanträgen bzw. Anträgen auf Genehmigungsfreistellung 
   sind Freiflächengestaltungspläne beizufügen mit folgenden Inhalten: 
   Erschließung mit Materialangaben, Ausmaß und Höhe zulässiger 
   Abgrabungen oder Aufschüttungen, Lage und Umfang der 
   Vegetationsflächen; Standort, Art und Größen der Bepflanzung.

8.2 Gestaltungsgrün
   Nicht überbaute Flächen sind als offene Vegetationsflächen überwiegend 
   in Form von Pflanzflächen anzulegen. An Gebäuden ist eine 
   Fassadenbegrünung anzustreben (sh. Pflanzliste 8.9e).
   Neben den festgesetzten privaten Grünflächen (5m­Streifen) ist pro 
   angefangene 300 m² Gewerbegrundstücksfläche ein Laubbaum entsprechend 
   der Pflanzliste 8.9a­ 8.9c zu pflanzen. Die lt. Festsetzung 7.3 
   geforderten Bäume sind hierbei anzurechnen (Stellplatzeingrünung). 
   In den festgesetzten privaten Grünflächenstreifen mit 5m Breite sind Sträucher 
   der Pflanzliste 8.9d 2­reihig zu pflanzen. Abstand der Sträucher in der Reihe 
   1,50m, von Reihe zu Reihe ebenfalls 1,50m.
8.3 Öffentliche Grünflächen 
       (=Fläche gem. §9 Abs.1 Nr. 20 BauGB Ausgleichsmaßnahme A1)
   Ein 10m breiter Gehölzstreifen ist als Ortsrandeingrünung mit einheimischen 
   Sträuchern 3­reihig und Bäumen auszubilden. Es ist mindestens 1 Baum der 
   Pflanzliste 8.9a/ b je 150m² Grünfläche zu pflanzen. Die Bepflanzung und 
   Ansaat muss mit Beginn der Erschließungsarbeiten des Gewerbegebietes 
   angelegt werden. Bei der Bepflanzung sind heimische und autochthone 
   Pflanzenarten zu verwenden.
8.4 Öffentliche Grünfläche 
       (=Fläche gem. §9 Abs.1 Nr. 20 BauGB Ausgleichmaßnahme A2)
   Die ausgewiesenen Ausgleichsflächen entsprechen den Vorgaben des 
   FNP/LP und sind als extensive Wiesenflächen mit Baumpflanzungen gemäß 
   Artenbindung lt. Pflanzlisten 8.9 zu gestalten.
   Es ist mindestens 1 Baum je 150 m² Grünfläche zu pflanzen.
   Die Bepflanzung und Ansaat muss mit Beginn der Erschließungsarbeiten 
   des Gewerbegebietes angelegt werden. Bei der Bepflanzung sind heimische
   und autochthone Pflanzenarten zu verwenden.
8.5 Öffentliche Grünfläche 
       (=Fläche gem. §9 Abs.1 Nr. 20 BauGB Ausgleichsmaßnahme A3)
   Am Ortseingangsbereich ist eine Ausgleichsfläche als Streuobstwiese mit 
   5 Hochstämmen lt. Pflanzliste 8.9c anzulegen und als extensive Wiese 
   auszubilden. Die Bepflanzung und Ansaat muss mit Beginn der 
   Erschließungsarbeiten des Gewerbegebietes angelegt werden.
   Bei der Bepflanzung sind heimische und autochthone Pflanzenarten
   zu verwenden.
8.6 Öffentliche Grünfläche (=Fläche gem. §9 Abs.1 Nr. 20 BauGB 
       Ausgleichs­/ Ersatzmaßnahme E4 bis E7)
   Die Ausgleichs­ und Ersatzmaßnahmen sehen die Extensivierung von 
   landwirtschaftlich intensiv genutzten Flächen (= E4 ­ Gemarkung 
   Berg im Gau, Flur­Nr. 2306/16) vor bzw.  es werden  gezielte Maßnahmen 
   zur ökologische Aufwertung sowie zur  Aufwertung des Landschaftsbildes 
   durchgeführt(= E5 ­ Gemarkung Langenmosen, Flur­Nr. 543, 
   E6 – Gem. Lgm. Flur­Nr. 544, E7 – Gem. Lgm. Flur­Nr. 3943)
   Bei der Bepflanzung der Ausgleichsflächen sind heimische 
   und autochthone Pflanzenarten zu verwenden.
8.7 Straßenbegleitflächen
   Flächen entlang von Straßen oder an Wendebereichen sind als extensive 
   Wiese anzulegen. Gehölzpflanzungen sind zulässig.
8.8 Pflege und Erhalt
   Die nach den Festsetzungen vorhandenen ortsbildprägenden Freiflächen 
   und deren Ausstattung sind zu erhalten und zu pflegen; bei Pflanzausfall ist 
   artgleich nachzupflanzen.
   Die Ausgleichs­ und Ersatzflächen werden nach den Vorgaben der unteren 
   Naturschutzbehörde gestaltet und gepflegt. 
   Auf den Ausgleichsflächen ist durch eine regelmäßige Pflege die
   Ausbreitung schwer bekämpfbarer Wildkräuter zu verhindern.
8.9 Pflanzlisten
   Für die in der Planzeichnung festgesetzten Bäume und Sträucher werden 
   folgende Arten alternativ empfohlen:
a) großkronige Bäume (I. Wuchsklasse)
       Acer platanoides   ­ Spitz­Ahorn
       Acer  pseudoplatanus  ­ Berg­Ahorn
       Tilia platyphyllos   ­ Sommer­Linde
       Tilia cordata    ­ Winter­Linde
       Fraxinus excelsior   ­ Esche
       Robinia pseudoacacia  ­ Robinie
       Quercus robur   ­ Stiel­Eiche
  Mindestpflanzgröße: Hochstämme, STU 18­20cm
b) kleinkronige Bäume (II. Wuchsklasse)
        Aesculus x carnea   ­ Rote Kastanie
        Crataegus x lavallei   ­ Apfeldorn
        Crataegus x prunifolia  ­ Pflaumenblättriger Weißdorn
        Malus in Sorten   ­ Zier­Apfel
        Prunus in Sorten   ­ Zier­Kirschen
        Sorbus aucuparia   ­ Eberesche
   Mindestpflanzgröße: Hochstämme, STU 16­18cm
c) Obstbäume:
   aus der Sortenliste des Kreisfachberaters
   Mindestpflanzgröße: Hochstämme, STU 18­18cm
d) Sträucher
        Acer campestre   ­ Feld­Ahorn
        Acer platanoides   ­ Spitz­Ahorn
        Acer pseudoplatanus  ­ Berg­Ahorn
        Carpinus betulus   ­ Hainbuche
        Cornus sanguinea   ­ Hartriegel
        Corylus avellana   ­ Haselnuss
        Cornus mas    ­ Kornelkirsche
        Lonicera xylosteum   ­ Gemeine Heckenkirsche
        Rosa arvensis    ­ Feld­Rose
        Prunus spinosa   ­ Schlehe
        Rosa canina    ­ Hunds­Rose
        Rosa glauca    ­ Hecht­Rose
        Viburnum lantana   ­ Wolliger Schneeball
        Ligustrum vulgare   ­ Liguster
   Gehölzstreifen sind mindestens 5m breit 2­reihig anzulegen.
   Mindestpflanzgröße: 2xv, Höhe 60­100cm
e) Rankpflanzen:
        Clematis vitalba   ­ Gemeine Waldrebe
        Parthenocissus quinquefolia ­ Wilder Wein
        Parthenocissus tric. 'Veitchii' ­ Jungfernrebe
        Hedera helix    ­ Efeu
   Mindestpflanzgröße: 2xv, 80­100, durchwurzelbarer Bodenstandraum mind. 2m².
f) Kleinsträucher:
        Bodendeckerrosen
        Hypericum calycinum   ­ Johanniskraut
        Ligustrum vulgare ’Lodense’   ­ Zwerg­ Liguster
        Potentilla in Arten und Sorten   ­ Fünffingerstrauch 
        Ribes alpinum ’Schmidt’   ­ Alpen­ Johannisbeere
        Spiraea nipponica   ­ Jap. Spiersträucher
        Spiraea thunbergii   ­ Frühlings­ Spiere 
   Mindestpflanzgröße: Tb Höhe: 20­30 / vStr Co Höhe: 40­60

10.Sonstige Festsetzungen

9.Wasserwirtschaftliche Festsetzungen
Unverschmutztes Niederschlagswasser ist dem Untergrund über entspr. 
Versickerungsanlagen möglichst breitflächig zuzuführen. Das Auffangen, 
die Speicherung und Benutzung von unverschmutztem Niederschlagswasser 
als Brauchwasser für WC, zur Gartenentwässerung etc. ist zulässig. 
Regenrückhalteanlagen etc. müssen auf den Grundstücken selbst 
erstellt werden (Beachtung des ATV­Arbeitsblattes A 138).
Besteht die Möglichkeit nicht, das Regenwasser auf dem Grundstück 
durch entsprechende Anlagen zu versickern, muß ein entsprechender 
Nachweis erbracht werden. 

10.1 Die Bauverbotszone von 20 m, gemessen vom Fahrbahnrand der 
   Staatsstraße St2050, ist von baulichen Anlagen freizuhalten. Werbe­ und 
   sonstige Hinweisschilder sind in der Anbauverbotszone nicht zugelassen.
10.2 Unmittelbare Zugänge und Zufahrten von den Grundstücken zur 
   Staatsstraße St2050 sind nicht zulässig.
10.3 Das Baugebiet ist entlang der Staatsstraße 2050 mit einem lückenlosen 
   Zaun einzufrieden. Der Abstand der Einfriedung zum Fahrbahnrand muß 
   mindestens 15m betragen.
10.4 Sämtliche Leitungen innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches 
   des Bebauungsplanes sind unterirdisch zu verlegen.
   Kabelverteilerschränke sind in bauliche Anlagen oder Einfriedungen 
   vorderbündig zu integrieren.

10.5 Sollte im Zuge der Baumaßnahmen die Errichtung einer 
   Trafostation notwendig werden, haben die Bauwerber diese 
   auf ihrem Grundstück zu dulden.
10.6 Innerhalb der im Bebauungsplan gekennzeichneten Sichtflächen
   dürfen außer Zäunen neue Hochbauten nicht errichtet werden. Wälle, 
   Sichtschutzzäune, Anpflanzungen aller Art und Zäune sowie Stapel, Haufen 
   u. ä. mit dem Grundstück nicht fest verbundene Gegenstände dürfen nicht 
   angelegt werden, wenn sie sich mehr als 0,80 m über die Fahrbahnebene 
   erheben. Ebensowenig dürfen dort genehmigungs­ und anzeigefreie Bauten 
   oder Stellplätze errichtet und Gegenstände gelagert oder hinterstellt werden, 
   die diese Höhe überschreiten. Dies gillt auch für die Dauer der Bauzeit. 
   Einzelbaumpflanzungen im Bereich der Sichtflächen sind mit der 
   Straßenbauverwaltung abzustimmen.

....................................................
Hümbs, 1. Bürgermeister

Auf die Rechtsfolgen der §44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie des §215 Abs. 1 BauGB
wurde hingewiesen.

6. Bekanntmachung
(§10 Abs. 3 BauGB)

....................................................
Hümbs, 1. Bürgermeister

5. Satzungsbeschluss
(§10 Abs. 1 BauGB)

am

4. vom
bis

Öffentliche Auslegung
(§3 Abs. 3 BauGB)

3. Vorgezogene Bürgerbeteiligung
(§3 Abs. 1 BauGB)

vom
bis

2. Beteiligung der Träger öffentlicher Belange
(§4 Abs. 1 BauGB)

vom
bis

1. Aufstellungsbeschluß
(§2 Abs. 1 BauGB)

am

F. Verfahrensvermerke

11.Immissionsschutz

Bezeichnung der Gewerbefläche

GE 1, Baugrundstück 19
GE 2, Baugrundstück 20
GE 3, Baugrundstück 21
GE 4, Baugrundstück 18
GE 5, Baugrundstücke 16, 17
GE 6, Baugrundstücke 11 bis 15
GE 7, Baugrundstücke 4 bis 9
GE 8, Baugrundstücke 1 bis 3
GE 9, Baugrundstück 10

12.In­Kraft­Treten
Der Bebauungsplan tritt mit der Bekanntmachung 
gemäß §10 Abs. 3 BauGB in Kraft.
Mit Rechtskraft des Bebauungsplanes Gewerbegebiet 
„Langenmosen­Höhenberg“ tritt der bestehende Bebauungsplan in der  
Fassung vom 21.07.1987 für das Gewerbegebiet „Langenmosen Ost“ 
(rechtskräftig seit 13.05.1988) außer Kraft. Die bestehenden Gebäude 
im Geltungsbereich haben Bestandsschutz.

E. Hinweise durch Text
1. Auf die von der Staatsstraße St2050 ausgehenden Lärmimmissionen wird hingewiesen.
    Evtl. erforderliche Lärmschutzmaßnahmen (z.B. Einbau von Lärmschutzfenstern 
    bei Betriebsleiterwohnungen) werden empfohlen. Sie sind von den Bauwerbern 
    auf deren Kosten auszuführen. 
2. Sollten im Zuge der Erschließung bzw. Bebauung des Baugebietes Altlasten 
    bzw. Untergrundverunreinigungen bekannt werden oder auftreten, sind diese 
    im Einvernehmen mit dem Wasserwirtschaftsamt zu erkunden.
3. Sollten im Zuge der Erschließung bzw. Bebauung des Baugebietes, 
    Bodendenkmäler zutage kommen, die der Meldepflicht nach Art. 8 DSchG 
    unterliegen, müssen diese dem Bayer. Landesamt für Denkmalpflege unverzügl. 
    bekanntgemacht werden. 
4. Wasserwirtschaftliche Hinweise
          4.1. Alle Bauvorhaben sind an die öffentliche Abwasseranlage anzuschließen; 
             die einschlägigen Satzungen und Vorschriften sind zu beachten.
          4.2. Alle Bauvorhaben sind an die öffentliche Wasserversorgung anzuschließen.
          4.3. Es dürfen auf keinen Fall wassergefährdende Stoffe in den Untergrund 
             gelangen. Dies ist insbesondere im Bauzustand zu beachten.
          4.4. Sollten sich im Zuge von Baumaßnahmen Grundwasserabsenkungen als 
             notwendig erweisen, sind diese im wasserrechtlichen Verfahren zu beantragen.
5. Die Verwendung von regenerativen Energiequellen 
    (Wärmepumpen, Photovoltaik, Solar, u.a.) wird ausdrücklich begrüßt.

BEBAUUNGSPLAN
für das Gewerbegebiet

"LANGENMOSEN­HÖHENBERG"
der Gemeinde Langenmosen

­ Entwurf M 1:1000 ­
Planzeichnung Teilbereich A

L"w(T) in dB(A)/m² (am Tag)

64
66
67
60
59
59
60
63
63

L"w(N) in dB(A)/m² (nachts)

42
51
56
48
53
54
52
51
53

Rechtskräftige Fassung

Schrobenhausen, Fassung vom 12.01.2006
geändert am 26.01.2006
geändert am 14.03.2006
geändert am 10.05.2006
geändert am 13.07.2006

16.03.2006
21.04.2006

16.03.2006
21.04.2006

03.06.2004

09.06.2006
10.07.2006
13.07.2006

Ausfertigung
Langenmosen, den 14.07.2006

Langenmosen, den .......................

Grundlage der nachstehenden Festsetzungen ist das Schallimmissionsschutzgutachten des Ing.­Büros
Dr. Neubauer, Ingolstadt, vom 02.06.2006.
Aufgrund der Entfernung des geplanten Gewerbegebietes zu den nächstgelegenen Wohnbebauungen
sowie der Abschirmwirkung durch bereits bestehende landwirtschaftlich genutzte Gebäude können auf dem
Plangebiet, unter Berücksichtigung der Flächenaufteilung, Gewerbebetriebe angesiedelt werden, deren
maximal zulässige immissionswirksame flächenbezogene Schall­Leistungspegel die unten angeführten
Richtwerte L"w(T) und L"w(N) nicht überschreiten.
Zusätzlich zu den Anforderungen an den maximal zulässigen immissionswirksamen flächenbezogenen
Schall­Leistungspegel ist im Bauantragsverfahren sicherzustellen, dass durch den anzusiedelnden
Gewerbebetrieb die nachstehenden zulässigen Orientierungswerte der DIN 18005 an der nächst­
gelegenen Wohnbebauung des Dorfgebietes bzw. in allgemeinen Wohngebieten nicht überschritten werden.
     Dorfgebiete (MD, §5 BauNVO)                      Allgemeines Wohngebiet (MD, §4 BauNVO)
          tags       60 dB(A)                                                     tags        55 dB(A)
          nachts   45 dB(A)                                                     nachts   40 dB(A)
Zur Vermeidung von Lärmkonflikten zwischen benachbarten, unterschiedlich lauten Gewerbebetrieben
kann eine Abstufung der immissionswirksamen flächenbezogenen Schall­Leistungspegel erfolgen. Hierbei
sollten besonders störende und gegebenenfalls nachtarbeitende Gewerbebetriebe am westlichen, bzw.
südlichen Rand des Gewerbegebietes, ruhigere Gewerbebetriebe und gegebenfalls Gewerbebetriebe mit
Wohnungen am nördlichen bzw. östlichen Rand des Gewerbegebietes angesiedelt werden. Bei der An­
siedlung von Wohnungen für betriebliche Zwecke in dem Gewerbegebiet ist darauf zu achten, dass nach­
stehende Immissionsrichtwerte nicht überschritten werden.
     Gewerbegebiete (MD, §8 BauNVO)
          tags       65 dB(A)
          nachts   50 dB(A)
Bei der Ansiedlung lärmintensiver Betriebe sind durch geeignetet Maßnahmen, z.B. Abschirmung durch
Verwaltungsgebäude oder Lagerhallen bzw. durch gerichtete Schallabstrahlung Lärmkonflikte zwischen
benachbarten Gewerbebetrieben oder der angrenzenden Dorfbebauung zu vermeiden.

am .............................................

Für das Baugebiet Gewerbegebiet "Langenmosen­Höhenberg“ gilt die vom
Architekturbüro Baierl und Landschaftsarchitekturbüro Mutter ausgearbeitete 
Bebauungsplanzeichnung vom 13.07.06, die zusammen mit den nachstehenden 
Festsetzungen und Hinweisen den Bebauungsplan bildet.
Der Bebauungsplan besteht aus den räumlich getrennten Teilen A, B, C und D.

Teil A stellt das Baugebiet sowie die darin liegenden 
Ausgleichsflächen A1, A2 und A3 dar.
Teil B stellt die Ausgleichs­/ Ersatzfläche E4 dar. 
Teil C stellt die Ausgleichs­/ Ersatzfläche E5 und E6 dar. 
Teil D stellt die Ausgleichs­/ Ersatzfläche E7 dar. 
Die Grundstücke E4­E7 liegen außerhalb des Baugebietes.
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